BLN-Schreiben vom 22. März 2004
Seite 12 von 12

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
z. Hd. Herrn Prof. Dr. Jahn
VIII E

10173 Berlin

BearbeiterInnen:

M. Bender, T. Schäfer, 
U. Stephan (Grüne Liga),

W. Lücking, P. Schätzel (BUND), A. Ratsch (NABU), E. Lauer (DUH), E. Backhaus (BLN/NABU)



G/0402.3/VO/1

Berlin, 22.03.2004

Betr.:
Entwurf der Verordnung zur Umsetzung der Anhänge II und V der Richtlinie 2000/60EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik
hier: 
Stellungnahme der BLN, des BUND (LV Berlin), des NABU (LV Berlin), der Baumschutzgemeinschaft Berlin, der GRÜNEN LIGA Berlin, der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (LV Berlin), des Naturschutzzentrums Ökowerk Berlin, der NaturFreunde (LV Berlin) und der übrigen BLN-Mitgliedsverbände sowie der Deutschen Umwelthilfe Ost.

Bezug:
Ihr Schreiben vom 29.01.04, eingegangen 02.02.04

Sehr geehrter Herr Professor Dr. Jahn, 

wir danken Ihnen für die Fristverlängerung für unsere Stellungnahme, die wir aufgrund der umfangreichen Materie dringend benötigten. Aus Zeit- und Koordinierungsgründen behalten wir uns vor, ggf. einige wenige Punkte nachzureichen bzw. nachzubessern.

Mit o.g. Verordnungsentwurf wird die Musterverordnung nahezu 1:1 übernommen, wobei Küstengewässer und grenzüberschreitende Gewässer ausgenommen sind.

Allgemein fordern wir unbedingt eine Abstimmung mit Brandenburg zu den einzelnen Punkten.

Ferner fehlt bei diversen Punkten, dass die Ergebnisse jeweils öffentlich zugänglich gemacht werden.

Zu §3 (1): 

Da die Verordnung die Definition der WRRL zum „ökologischen Zustand“ (Art. 2 Nr. 21“) nicht mit übernimmt, muss an dieser Stelle und bei den Anforderungen zur Beschreibung und Kontrolle eines Oberflächengewässers klargestellt werden, dass auch z.B. die Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit von Ufern/Gewässerrandstreifen bzw. Auen bei Fließgewässern sowie Stränden bei Seen als „aquatische, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehende Ökosysteme“ (Art. 2 Nr. 21 der WRRL) zu den Oberflächengewässern gehören und bei allen Anforderungen der WRRL mit zu berücksichtigen sind. Wir bitten demgemäß um einen entsprechenden Hinweis. 

Zu §4: 

§ 4 (1): Wir begrüßen, dass in diesem Entwurf von Oberflächenwasserkörpern die Rede ist. Oberflächengewässer sind jedoch mehr als Wasserkörper. Zu ihnen gehören z.B. auch Sohlen, Auen u.a.m.. Deshalb sollten nicht nur die Lage und Grenzen von Oberflächenwasserkörpern, sondern auch die dazugehörigen Gewässerabschnitte ermittelt werden.

Es fehlt ein Hinweis, dass mit der Abgrenzung von Oberflächenwasserkörpern auch eine Abgrenzung der „aquatischen, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehende Ökosysteme“ (Art. 2 Nr. 21 der WRRL) notwendig ist, das heißt eine Abgrenzung der Ufer/Gewässerrandstreifen bzw. Auen bei Fließgewässern sowie der Strände bei Seen, Moore und anderen Wasser-Land-Übergangsökosysteme. Auf jeden Fall aufzunehmen in die Verordnung ist daher die Ausweisung der Grenzen in Verbindung mit Oberflächenwasserkörpern stehenden ursprünglich natürlichen, aktuellen und potentiell natürlichen aquatischen, temporär aquatischen und semiaquatischen Ökosysteme (z. B. Auen, Lithoral, Sümpfe, Moore), wie z.B. die Tiefwerder Wiesen (Überschwemmungswiesen), die Hechtwiesen am Heiligensee, wiedervernässbare degradierte Rinnenseen-Verlandungsmoore im Wuhletal und Biberteich-Erwartungsgebiete.

Es sollte in der Verordnung auch vorgeschrieben werden, dass die Lage und die Grenzen der Oberflächengewässer, Oberflächengewässerabschnitte und der Oberflächenwasserkörper und ihrer jeweiligen Einzugsgebiete kartografisch dargestellt werden müssen.

Die WRRL sieht die Maßstäbe Flusseinzugsgebiete von 10 km² und größer für Flüsse und 0,5 km² und größer für Seen als BERICHTSMAßSTAB für die Meldung nach Brüssel vor. Der Gewässerschutz nach WRRL erstreckt sich aber auf alle Gewässer. Der Versuch, die Anforderungen der WRRL nur in den Gewässern ab der genannten Größenordnung zu verwirklichen, kann von den Umweltverbänden nicht akzeptiert werden. 

Die Einzugsgebietsgröße >10 km² kann in der Praxis zur Folge haben, dass die „wahre“ Charakteristik der Gewässer nicht erkannt wird, da die Masse der Fließstrecken (incl. Nebengewässer) hier nicht mit betrachtet wird. Die „verbleibende Gewässerlinie“ repräsentiert mit Sicherheit häufig genug einen anderen Typ als die Summe der Zuflüsse. Die Zuflüsse als Laich- und Aufwuchsgewässer bestimmen aber letztlich, was in „der verbleibenden Gewässerlinie“ lebt. 

In Fließgewässer mit einem Einzugsbereich >10 km, wie z.B. der Alten Wuhle, können außerdem auch Seen <0,5 km (Flussseen, wie z.B. der Wuhleteich mit ca. 0,025 km² Fläche) integriert sein, welche als Nichtfließgewässer gesondert zu berücksichtigen sind. Mit der Alten Wuhle verbunden ist z.B. auch ein Kleingewässer, der Grenzteich. In das Fredersdorfer Mühlenfließ ist z.B. ein Staugewässer/Kleinspeicher integriert

Als Gewässerkörper sollten mindestens die Oberflächengewässer gelten, die nach den Biotopkartieranleitungen der Länder Berlin und Brandenburg unter den Biotopklassen "Fließgewässer" und "Standgewässer" aufgeführt werden. Die Auflistung der Gewässertypen fehlt an dieser Stelle.

Bei dem vorgeschlagenen Entwurf gehen die Bestimmungen des Artikels 3 der WRRL verloren. Eine Verordnung sollte jedoch ein Gesetz/eine EU-Richtlinie präzisieren und nicht für noch mehr Unklarheit sorgen.

§ 4 (2): Unbedingt aufzunehmen ist an dieser Stelle oder wenigstens als Anhang zu dieser Verordnung und nicht nur in eine Verwaltungsvorschrift gemäß System A die Tabelle mit den für Berlin relevanten Typen der Fließgewässer und Seen der Musterverordnung bzw. LAWA-Arbeitshilfen. Da in der Musterverordnung System A verwendet wurde und bestimmender Faktor renaturierbare Gewässer sind, fordern wir auch hier für die Typisierung die Anwendung von System A. 

Eine Festlegung nur durch Verwaltungsvorschrift ist in diesem Fall unnötig und lehnen wir aus Erfahrung ab, da diese nicht unmittelbar der interessierten Öffentlichkeit bekannt und zugänglich gemacht werden. 

Es sind ferner regionaltypische Untertypen zu den Typen dieser Liste darzustellen mit der Option, weitere Unterschiede festlegen zu können. Dies ist in §4/5 auszudifferenzieren. 

Auch temporäre Gewässer müssen berücksichtigt werden.

§ 4 (3): Für die Identifikation erheblich veränderter und künstlicher Gewässer gelten u.a. nach Vorgabe des EU-weit abgestimmten guidance-Papiers der CIS-AG 2.2 bereits strenge Maßstäbe. Das sollte sich auch in der Formulierung dieses Absatzes niederschlagen. Außerdem bitten wir um Einfügung, wo "künstliche oder erheblich veränderte Oberflächenwasserkörper" veröffentlicht sind/werden.

§ 4 (4): Maßstab muss das vom Menschen unbeeinflusste natürliche Entwicklungspotential (der potentiell natürliche Zustand) sein. Auch hier bitten wir um die Einfügung , wo "künstliche oder erheblich veränderte Oberflächenwasserkörper" veröffentlicht sind/werden.

Anhang 1 – 3.3: Als Nachweisgrenze werden die Werte festgelegt, die mit den Techniken ermittelt werden können, die zum Zeitpunkt der Festlegung der typspezifischen Bedingungen verfügbar sind. Eine Möglichkeit der Anpassung an die Weiterentwicklung der Technik sollte hier unbedingt eingebaut werden. 

Anhang 1 – 3.5: Die Einbeziehung von historischen und paläologischen Daten für die Ermittlung von typspezifischen Referenzbedingungen wird ausdrücklich begrüßt.

Zu § 5:
Vorhandene Messdaten (auch der Wasserschifffahrtsdirektion, Wasserwerke u.ä.) müssen zur Einstufung der Gewässer zur Verfügung stehen und mit deren Grundlage bilden.

Zu § 5 – (1): Die Daten müssen auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

Anhang 2 - 1.1: "Signifikante Punktquellen und diffuse Quellen": Der Punkt Metalle und Metallverbindungen ist zu ungenau. Sind alle relevanten Metalle und Metallverbindungen, z.B. Zink und Kupfer, enthalten? Wir erwarten Ergänzungen der Liste entsprechend den speziellen Berliner städtischen Gegebenheiten wie 

· Reifenabrieb/Reifengifte

· Asbestfasern aus Bremsabrieb

· Ammonium, Nitrit

· radioaktive Stoffe
· Salze/Streusalze

· Öle/Benzinstoffe ...

Was ist eine Punktquelle? – Beispiel: Muss dazu nicht auch die Wassereinleitung Obersee zählen?

Zur besseren Einschätzung der Belastungen sollte der Eintragspfad über das Grundwasser gesondert betrachtet werden.

Belastungen in Sedimenten sind speziell zu überprüfen und darzustellen.

Wir regen weiterhin an, zur Einschätzung von Verschmutzungen Biomonitoringverfahren (Fischeitest nach DIN 38415 Teil 6, DF Algentest, Regensburger Leuchtbakterien-Test, bbe-Daphnien-toximeter, Muschelmonitoring mit Dreikantmuschel) einzusetzen.

Anhang 2 – 1.2: Die Zusammenstellung von Wasserentnahmen und von Wasserverlusten in Versorgungssystemen wird begrüßt. Hierher gehören auch Wassereinleitungen im Hinblick auf die Wassermenge.

Anhang 2 – 1.3: Die übermäßige Gewässerüberbeanspruchung durch übernatürlich großes Hochwasser gehört ebenfalls dazu.

Anhang 2 – 1.4: Hier sollte die wiederholte morphologische Beeinträchtigung durch ständige  Gewässerunterhaltung als Begriff auftauchen.

Anhang 2 – 1.5: Es sollten als Beispiele sonstiger signifikanter anthropogener Belastungen genannt werden: Wärmeeinleitung (Kühlwasser von Kraftwerken), Einleitung von Säuren und Basen (pH-Wertänderungen), Einleitung von (Streu-)Salzen (Änderung der Leitfähigkeit). 

Anhang 2 – 1.6: Die Einschätzung der Bodennutzung insbesondere auch der Ufer, Gewässerrandstreifen und Auen bei Oberflächengewässern sowie der Wasser-Land-Übergangsbereiche ist zu ergänzen. 

Die erhobenen Daten sind nicht nur aufzubewahren, sondern auch zu veröffentlichen! 

Gleiches gilt auch für die Beurteilung der Auswirkungen (Anhang 2 – 2.).

Zu § 6:

Anhang 3 - 1. : Was ist für Ihre Fachabteilung ein planktondominiertes Gewässer? Es gibt das Beispiel Heiligensee in Reinickendorf (Einleitung von Fäkalien), wo Makrophyten eine Rolle spielen und zu untersuchen sind. In den immer noch planktonreichen Müggelsee wandern z.B. die ersten Makrophyten ein – gleiches könnte für angrenzende Flussabschnitte gelten. Makrophyten und Phytobenthos müssen deshalb immer mit untersucht werden.

Planktondominanz ist das Ergebnis einer Untersuchung und ständigen Änderungen unterworfen, es ist nicht als "Typ" zu behandeln.

Grundsätzlich sollten alle Teilkomponenten in allen Gewässern untersucht werden; deshalb ist die Fußnote zu streichen.

Für die Beurteilung der faunistisch/floristischen Erhebungen müssen nicht nur das Gewässer selbst, sondern auch Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit von dessen aquatischen, in Verbindung mit dem Oberflächengewässer stehenden Ökosystemen (nach Art. 2 Nr. 21 der WRRL) wie Ufer/Gewässerrandstreifen und Auen bei Fließgewässern sowie Wasser-Land-Übergangs
bereichen bei Seen und die Wechselwirkung herangezogen werden.

Anhang 3 - 2. : Bei der Wassererneuerungszeit sind aufgestaute Bereiche von Flüssen und Flussseen unbedingt zu berücksichtigen (Beispiel: Dahmeseen, Spree im Hochsommer) – deshalb Kreuz auch bei Flüssen.

Unter Morphologie muss hier nicht nur die Uferzone, sondern auch der Gewässerrandstreifen, die Aue bzw. der Wasser-Land-Übergangsbereich einbezogen werden. 

Die Teilkomponente "Abfluss und Abflussdynamik" reicht bei Flüssen nicht aus, sie lässt keinen Rückschluss auf die Überflutungsdynamik zu. Deshalb ist zu "Wasserstandsdynamik" auch bei Flüssen ein Kreuz in die Tabelle einzufügen.

Was ist in der Tabelle unter Morphologie mit "Menge" gemeint? Sollten dazu Schlämme zählen, ist in der Tabelle auch bei Flüssen ein Kreuz notwendig.

Anhang 3 - 3. : Planktondominierte Gewässer müssen alle Größen umfassen und auch fast stehende Gewässer. Deshalb ist bei Sichttiefe als Qualitätskomponente ein Kreuz zu machen, ohne die Einschränkung "planktondominiert". (Beispiel: Spree, Havel, Seenausflussbereiche)

Auch in Flüssen und Seen ist die Leitfähigkeit zu messen – entsprechende Kreuze fehlen im Verordnungsentwurf. Sowohl Chlorid- als auch Leitfähigkeitsmessungen sind z.B. wichtig, um Abwassereinträge zu ermitteln.

Die Leitfähigkeit ist ein relativ einfach zu bestimmender Parameter, der Aufschluss über bestimmte Gewässerbelastungen geben kann, z.B. zu Abwassereinleitungen. Daher sollte die Leitfähigkeit bei Flüssen und insbesondere auch bei Seen in die Liste der allgemeinen Parameter aufgenommen werden.

Die alleinige Bestimmung von Gesamt-Nitrat reicht nicht aus, da Ammonium eine wichtige Komponente ist, die bei entsprechenden Konzentrationen zu Fischsterben führen kann. 
Anhang 4 – 2. und Anhang 5: Wir gehen davon aus, dass die Tabellen der EG-Richtlinie 76/464 entsprechen. Wieso sind diese Stoffe nicht in einer Tabelle dargestellt – wieso Numerierung teils in Klammern, was ist L.II? Einige Nummern fehlen in beiden Tabellen, es fehlt z.B. Blei, es fehlen Isotope (Radioaktivität) usw.

Warum ist der Zusammenhang zu den prioritären Stoffen nicht dargestellt? Es müssen alle prioritären Stoffe aufgeführt werden!

Anhang 4 – 2.: Die zugrunde liegende Qualitätsziel-Verordnung liegt uns nicht vor. Wir erwarten eine entsprechende Aktualisierung der Grenzwerte bzw. Ergänzung, sobald entsprechende Grenzwerte festgelegt sind. Dies muss in diese Verordnung aufgenommen werden und ist zu veröffentlichen. 

Wir schlagen vor, sofort die Grenzwerte vorläufig für Berlin festzulegen.

Die Überwachung und Einhaltung der Umweltqualitätsnormen nur unter der Bedingung, dass die aufgeführten Stoffe in signifikanten Mengen in den Oberflächenwasserkörper eingeleitet werden, kann von den Naturschutzverbänden nicht als ausreichend erachtet werden. Zum einen kann die Summe mehrerer nicht signifikanter Einleitungen den Grenzwert überschreiten, zum anderen können unbekannte oder illegale Quellen existieren, die unbemerkt blieben. Daher ist ein flächendeckendes Netz der Überwachung notwendig, eine geringere Dichte der Überwachung als bei bekannten Gefahrenquellen wäre akzeptabel. 

Die pauschale Bewertung der Gewässer mit „arithmetischen Jahresmittelwerten“ erscheint nicht angebracht. Schadereignisse oder Belastungen, die nur sehr saisonal auftreten, wie z.B. Belastungen, die aus PSM-Einträgen resultieren, würden dann nahezu unberücksichtigt bleiben und durch Mittelwertbildungen stark relativiert. Sie können aber nachgewiesenermaßen zu nachhaltigen Schädigungen der Gewässerbiozönosen führen. 

Der Satz im Anhang 4 – 2. In der siebenten Textzeile unter der Überschrift, welcher mit "Alle Werte ..." beginnt, ist unvollständig.

Kritisch ist vor diesem Hintergrund auch die Probenahme zu sehen. Einzelne Stichproben in einem eng vorgegebenen Zeitraster mit großen Intervallen werden für viele Parameter nicht zu aussagekräftigen Ergebnissen führen. Die Beprobung von der fließenden Welle oder des Gewässersedimentes ist für die einzelnen Stoffe genauer zu definieren.

Generell wird nicht deutlich, wie die zu berücksichtigenden Stoffe ausgewählt wurden. Darüber hinaus sind für die angeführten Qualitätsziele der einzelnen Stoffen die Quellen/Werte nicht vollständig nachvollziehbar. Viele sind anderen EU-Richtlinien entnommen, aber nicht alle. 

Ist die Liste als vollständig anzusehen? Beispielsweise sind viele Schwermetalle aufgeführt, aber das Element Blei fehlt! Auch radioaktive Stoffe sind mit aufzunehmen.

Für die Metalle Chrom, Kupfer und Zink scheinen die Zielvorgaben deutlich überhöht zu sein.

Das Fehlen der Definition, was unter einer signifikanten Menge zu verstehen ist, ist zwar angemerkt, eine VO kann mit noch offenen Definitionen jedoch nicht verabschiedet werden. Auch sollten die „signifikanten Mengen“ unserer Meinung nach als „bioaktive Mengen“ definiert und die Grenzwerte entsprechend festgelegt werden. Hier wäre ein klarer Bezug zum Vorsorgeprinzip wünschenswert.

Soweit noch nicht geschehen, wären in die Tabelle auch pseudohormonell wirksame Stoffe aufzunehmen. Textlich berücksichtigt der Verordnungs-Entwurf diese in Anhang 2 – 1.1. unter signifikanten Punktquellen und diffusen Quellen.

Zu § 7:

Anhang 5: Hier fehlen die prioritär gefährlichen Stoffe. (Grenzwerte für Berlin vorläufig festlegen, s.o.)

In der Tabelle ist der Umgang mit den QN-Werten der Stoffe Aldrin, Dieldrin... nicht nachvollziehbar. Das bezieht sich zum einen auf die Betrachtung als einzelne Werte und zum anderen auf die Betrachtung als Summe. Dass die Summe einen Wert von jeweils maximal 0,01 annehmen darf, sollte klarer zum Ausdruck gebracht werden.!
Inwiefern ist die aufgeführte Liste als vollständig anzunehmen? Macht es z.B. Sinn noch mehr Summenparameter zu bestimmen, um damit Stoffe ermitteln zu können, die nicht explizit in der aktuellen Liste vorhanden sind?

Zu § 8:

Eine überblickweise Überwachung ist nicht ausreichend für Berlin. Es müssen mindestens alle kleinen Fließgewässer mit einem Einzugsgebiet von mehr als 10 km² und alle Gewässer, die für die Trinkwasserüberwachung notwendig sind, erfasst werden. 

Das Messnetz der Berliner Wasserwerke muss einbezogen werden.

Für die Überblicksüberwachung fordern wir mindestens je einen Messpunkt in jedem berichtsrelevanten Gewässer und je eine Messstelle pro Oberflächengewässer, da durch die starke anthropogene Beeinträchtigung im Stadtgebiet eine Messausweitung notwendig ist.
Anhang 6 – 1.4: 

Die Überwachungsfrequenz wird von uns als zu gering kritisiert. Es sind nur die Mindestüberwachungsfrequenzen aus dem Anhang V Nr. 1,3,4 WRRL übernommen worden. Das heißt z. B., dass bei der überblicksweisen Überwachung biologische Parameter (mit Ausnahme von Phytoplankton) nur einmal in 6 Jahren und falls diese Untersuchung einen guten Zustand dokumentierte, die nächste Untersuchung erst frühestens nach 12 Jahren, spätestens nach 18 Jahren erfolgen muss. In diesen langen Zeiträumen kann sich die aquatische Biozönose derart verändert haben, dass deren Ursache im nachhinein schlecht nachvollziehbar ist. Die häufigere Untersuchung des Phytoplanktons kann das nicht kompensieren, da dessen Zusammensetzung sehr saison- und witterungsabhängig ist. Wir fordern die überblicksweise Untersuchung von Makrozoobenthos und höherer aquatischer Flora häufiger, d.h. mindestens alle 2 Jahre in Fließgewässern durchzuführen. 

Bei stichprobenartigen Untersuchungen auf chemische Parameter können prioritäre Stoffe bei höherer Frequenz vielleicht erfasst werden, die Untersuchungen sagen aber nichts über die aquatische Lebensgemeinschaft und damit über die ökologische Qualität im Oberlauf oder anderen nicht so stark hydraulisch dominierten Bereichen aus. Wir fordern dem Rechnung zu tragen, d. h. Untersuchungsstellen nicht nur nach hydraulischen Größen oder Ländergrenzen festzulegen, sondern in Absprache mit Experten und Umweltverbänden.

Zu § 9:

§ 9 (2): Wir fordern dass diese Karten öffentlich zugänglich gemacht werden.

Anhang 7: 

Auf S. 45 ist unter 2. "Einstufung und Darstellung des chemischen Zustandes" davon die Rede: "Wenn ein Wasserkörper alle einschlägigen Umweltqualitätsnormen nach Anhang 5 erfüllt, ist sein chemischer Zustand als "gut", anderenfalls als "nicht gut" einzustufen." In Anhang 5 fehlt aber noch die Liste von prioritären gefährlichen Stoffen, für die keine Umweltqualitätsnormen, sondern "Null-Emission" festgelegt wurde. Demnach ist dieser Teil etwas unvollständig, denn "alle einschlägigen" Maßnahmen sollten wohl auch die phase-out-Maßnahmen sein. Hier fehlt ein Verweis auf die Ziele der WRRL bezüglich der prioritär gefährlichen Stoffe.

Zu § 10:

§ 10 (6): Korrektur: "Die Anforderungen nach Absatz 1 bis 5 sind ..."

Anhang 8 – 1.1: Bitte die Formulierung folgendermaßen ändern: "Für die erstmalige Beschreibung der Grundwasserkörper müssen vorhandene Daten, z.B. hydrologische, geologische, pedologische, Landnutzungs-, Einleitungs- und Entnahmedaten berücksichtigt werden."

Die Abgrenzung der Grundwasserkörper ist zu allgemein und zu diffus und deshalb zu bemängeln. Kriterien müssen auch sein: Abdeckungen, bekannte Belastungen und Grenzen zwischen gutem und schlechtem chemischem Zustand, soweit abschätzbar. Die Begrenzung der Grundwasserkörper muss z.B. auch gemäß Landnutzung, Einleitung, Entnahme usw. erfolgen!

Anhang 8 – 1.2: In die Erstbeschreibung muss auch eine mögliche Versalzung des Grundwasserkörpers aufgenommen werden, da sich auch hieraus der Bedarf einer weitergehenden Beschreibung ergeben kann. 

Die Belastungen der Grundwasserkörper sollten auch großflächige Grundwasserabsenkungen einschließen. Dies sollte ebenfalls in Karten dargestellt werden. Der Grad des Maßes der Absenkung sollte sich dabei z.B. auch an der ungefähren, gegenwärtigen, mittleren, potentiell natürlichen Wasserspiegellage der Oberflächengewässer orientieren.

Anhang 8 – 2.1: Zur Grundwasserneubildung sollen nur die Grundlagendaten erfasst werden, nicht jedoch die daraus abgeleiteten Neubildungswerte. Da es verschiedenste Berechnungsverfahren für die Neubildung gibt, müssen Grundlagendaten mit vorliegen. Allein mit diesen Daten kann man aber mit Sicherheit zur Beurteilung nichts anfangen.

Warum ist der Spiegelstrich "Bestandsaufnahme der Oberflächengewässer- und Landökosysteme, die mit dem Grundwasserkörper in hydraulischer Verbindung stehen" anders als das Original (Anhang II) formuliert?

Die Temperatur sollte nach Schichtung differenziert in die Beschreibung mit aufgenommen werden.

Anhang 8 – 3: Hier wäre es sinnvoll, den Relevanzbegriff deutlicher zu bestimmen: Lt. Erläuterung können als irrelevant nur genehmigungsfreie Aktivitäten gelten. Warum also nicht diese Einschränkung in den Verordnungstext übernehmen?

Auch diese Ergebnisse sind öffentlich zugänglich zu machen.

Zu § 11:

Anhang 9: Der mengenmäßige Zustand des Grundwassers wird nicht nur durch Wasserentnahmen beeinflusst, sondern in vielen Gebieten durch Drainage und durch die Eintiefung von Flussläufen ins Gelände aufgrund anthropogener Einflüsse. Diese Sachverhalte müssen im Begriff anthropogen bedingte Änderungen des Grundwasserstandes mit genannt werden.

Anhang 9 – 2.1: Bitte "Grundwasserdargebot" in "Grundwasserressource" ändern, ansonsten ist der Ökosystembedarf nicht erfasst (vgl. Definition WRRL, Art. 2, Nr. 25).

Anhang 9 – 2.2, 4. Spiegelstrich: Bitte ändern in "... räumlich und zeitlich begrenzten sowie auch kontinuierlichen Änderungen ... ". Es gibt keinen Grund, von zeitlich begrenzten Änderungen zu sprechen. Der lt. Erläuterung zu Grunde liegende Anhang V, Abs. 2.1.2 spricht ganz im Gegenteil auch von kontinuierlichen Veränderungen: ..."und Änderungen der Strömungsrichtung, die sich aus Änderungen des Grundwasserspiegels ergeben, können zeitweise oder kontinuierlich in einem räumlich begrenzten Gebiet auftreten; solche Richtungsänderungen verursachen jedoch keinen Zustrom von Salzwasser oder sonstige Zuströme und lassen keine nachhaltige, eindeutig feststellbare anthropogene Tendenz zu einer Strömungsrichtung erkennen, die zu einem solchen Zustrom führen könnte."

Die in der Verordnungs-Vorlage gewählte Formulierung findet sich auch in der LAWA-Vorlage, ist aber schlichtweg falsch oder zumindest nicht im Sinne der WRRL. 

Anhang 11 – 1: Vorhandene Messdaten müssen für die Beurteilung des guten mengenmäßigen Zustandes einbezogen werden. 

Anhang 11 – 2.2: Es ist unklar, ab wann die Gefährdung von Grundwasserkörpern wahrgenommen wird. Und ab wann wird sie berücksichtigt? Wichtig ist ein schnelles Erkennen der Gefährdung für ein schnelles Handeln! 

Anhang 11 – 3.: Bitte einfügen: Das Messnetz wird auch in einer Karte für Berlin, M 1:50.000, dargestellt.

Zu § 12: 

§ 12 (3): Ansteigende Schadstoffkonzentrationen müssen umgekehrt werden! Und vorhandene Daten müssen zur Ermittlung genutzt werden.

Anhang 10 – 2.2: Bitte einfügen "sowie von 0,5(g/l für die Summe aller Pflanzenschutzmittel zusammen". 

Einen Nitratgehalt von bis zu 50 mg/l im Grundwasser als „guten chemischen Zustand“ zu definieren, können die Naturschutzverbände nicht mittragen. Hierbei handelt es sich bereits jetzt um den Grenzwert, der zum Handeln zwingt. Wir halten hier einen Grenzwert von 10 mg/l Nitrat für notwendig, ab dem Handlungen zur Verminderung der Nitratwerte einzuleiten sind. Davon ausgenommen wären natürlich Fälle einer natürlich höheren Hintergrundbelastung.

Anhang 12 – 2.3: Bitte Nitrat und Nitrit  als zu messen aufführen! 

Die zu messenden Parameter sollten auch die Tritium-Werte umfassen, um derzeitige Nutzungen von altem Tiefengrundwasser umgehend einstellen zu können, wenn sich eine Verunreinigung mit jüngerem Grundwasser zeigt. Ferner sollte hier ein Querverweis auf die zu untersuchenden Pestizide erfolgen. Auch die Erfassung der Temperatur ist ein wichtiger Parameter, u.a. da die Löslichkeit von Inhaltsstoffen direkt von ihr abhängig ist, die übrigen Messwerte mithin ansonsten nicht korrekt eingeschätzt werden können.

Ansteigende Schadstoffkonzentrationen müssen umgekehrt werden! Vorhandene Daten müssen zur Ermittlung genutzt werden.

Dass sich Anhang 9 und 11 auf § 11 beziehen und Anhang 10  und 12 auf § 12, ist höchst verwirrend! – Hier wären fortlaufende Numerierungen hilfreicher.

Gemäß Artikel 3 – "Koordinierung von Verwaltungsvereinbarungen innerhalb einer Flussgebietseinheit" – der WRRL sollte auch bei der Formulierung und der Anwendung der VO zur Umsetzung der Anhänge II und V der WRRL im Land Berlin eine Abstimmung bzw. Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg erfolgen.

Mit freundlichem Gruß

Manfred Schubert

Geschäftsführer

für unsere nach § 60 BNatSchG anerkannten Mitgliedsverbände:
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(Naturschutzbund Deutschland, LV Berlin)
gez. Prof. Dr. H. Kächele
(Bund für Umwelt und Naturschutz, LV Berlin)
gez. Prof. Dr. H. Kenneweg
(Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, LV Berlin)
gez. G. Lange
(Baumschutzgemeinschaft Berlin)
gez. L. Miller
(GRÜNE LIGA, Berlin) 
gez. J. Herpich/G. Strüven
(NaturFreunde, LV Berlin)
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